
Tarifeinheitsgesetz :Spiegelung kontroverser Meinungen zur 
Erfolgseinschätzung der Verfassungsbeschwerden   

	
  
Die laufenden Beschwerdeverfahren einzelner Gewerkschaften vor dem Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG ), das nach Vorschrift des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes BVerfGG) grundsätzlich erst 
nach Durchlaufen der zunächst zuständigen Fachgerichte erreicht wird, lässt die unterschiedlichen 
Meinungen zur rechtlichen Tragfähigkeit des Tarifeinheitsgesetzes aufleuchten. Eine Auswahl aus den 
Voten des Für und Wider sind im Folgenden  zusammengefasst. 

1. Position der Bundesregierung 

In der Gesetzesbegründung zum TEG 1  ist als Ziel "die Sicherung der Funktionsfähigkeit der 
Tarifautonomie durch die Auflösung von Tarifkollisionen genannt." Die Kollision von Tarifverträgen 
konkurrierender Gewerkschaften beeinträchtige die Funktionsfähigkeit der Tarifautonomie. Die 
Tarifautonomie sei darauf angelegt, die strukturelle Unterlegenheit der einzelnen Arbeitnehmer beim 
Abschluss von Arbeitsverträgen durch kollektives Handeln auszugleichen und damit ein annähernd 
gleichgewichtiges Aushandeln der Löhne und Arbeitsbedingungen zu ermöglichen (etwa BVerfG vom 
26.6.1991 2 ).Dabei komme den Koalitionen die im öffentlichen Interesse liegende Aufgabe zu, 
innerhalb ihres Bereiches das Arbeitsleben sinnvoll zu ordnen und zu befrieden (etwa BVerfG vom 
20.10.19813)." 

Diese Voraussetzungen erfülle das TEG in Gestalt des in das Tarifvertragsgesetz neu 
aufgenommenen § 4a TVG. Das in § 4a Abs. 2 TVG Mehrheitsprinzip gebe dem durch Art. 9 Abs. 3 
GG ermöglichten Koalitionswettbewerb Raum. 

2. Position Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) 

Die BDA4 begrüßt das Tarifeinheitsgesetz als unerlässlich und auch inhaltlich als Ausgestaltung des 
Grundrechtes der Tarifautonomie gemäß Art. 9 Abs.3 GG. Sie hält die durch das TEG angestrebte 
Ordnungswirkung und den sozialen Frieden für ein so hohes Ziel, dass es bei der Abwägung von 
grundrechtlichen Werten den Vorrang vor anderen grundrechtlichen Interessen verdiene. Das TEG sei 
verfassungsgemäß und handhabbar.5 Das TEG – damals noch im Entwurf – sei im Übrigen auch mit 
der Europäischen Menschrechtskonvention EMRK6 vereinbar. 

3. Position des DGB 

Die BDA hatte schon im Jahr 2010 nach der Abkehr des BAG vom gesetzlich nicht geregelten Prinzip 
der Tarifeinheit und Hinwendung des BAG zur Tarifpluralität7 der Bundesregierung einen zunächst 
vom DGB unterstützten Vorschlag zur Wiederherstellung der Tarifeinheit vorgelegt.8  
Der DGB hat seine anfängliche Unterstützung des BDA- Vorschlages später der DGB-internen 
Meinungsbildung angepasst und hält sich seitdem bedeckt. So lehnt beispielsweise die DGB-
Gewerkschaft ver.di das (damals noch im Planungsstadium befindliche)TEG unter dem Dach des 
DGB ab.9 

	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  
1 BR-Drs. 635/14 v. 29.12.2014 A I. 
2 BVerG, 26.6.1991 – 1 BvR 779/85, NZA 1991, 809. 
3 BVerfG, 20.10.1981 – 1 BvR 404/78, AP TVG § 2 Nr.31. 
4 BDA-Präsident Ingo Kramer am 1.3.2015 in Berlin: „Die aktuellen Tarifabschlüsse wie in der Metall- und Elektroindustrie wie 
auch die laufenden Tarifverhandlungen etwas in der Chemieindustrie belegen nachdrücklich, dass die Tarifpartner ihrer 
Verantwortung gerecht werden." Das Ergebnis eines Abschlusses dürfe nicht in Gefahr sein, jederzeit durch neue Forderungen 
und Arbeitskämpfe infrage gestellt zu werden, nachzulesen bei becklink 1037448 - hierbei unterstützend Göhner , BDA, am 
2.3.2015 "Der Gesetzesentwurf stellt nur eine Regel für den Kollisionsfall auf. Es müsse Klarheit geben, welcher Tarifvertrag im 
Kollisionsfall gilt. Das Gesetz sei kein Eingriff in das Grundrecht der Tarifautonomie, sondern sei (nur )dessen Ausgestaltung" 
nachzulesen bei becklink 1037448. 
5 So Giesen, Tarifforum 2015, NZA 2015, XI bis XVII; Scholz/Lingemann/Ruttloff im Rechtsgutachten im Auftrag der 
Bundesvereinigung Deutscher Arbeitgeberverbände, NZA-Beilage 2015, 3. 
6 Scholz/Lingemann/Ruttloff im Rechtsgutachten im Auftrag der Bundesvereinigung Deutscher Arbeitgeberverbände, NZA-
Beilage 2015, 3. 
7 BAG, 23.6.2010 – 10 AS 2/10 und 10 AS 3/10, NZA 2010, 776 auf Anfrage des 4. Senates BAG, 27.1.2010 – 4 AZR 537/08, 
NZA 2010, 645. 
8 Funktionsfähigkeit der Tarifautonomie sichern – Tarifeinheit gesetzlich regeln, abrufbar unter www.bda-online.de. 
9 Konzen/Schliemann, in: RdA 2015, 2 Fn. 10 mit Hinweis auf Stellungnahme der Gewerkschaft ver.di vom 20.11.2014. 



Ebenso kritisieren einzelne DGB-Gewerkschaften fundiert und keineswegs nur interessensgeleitet 
viele Einzelpunkte.10 Insgesamt spaltet sich offenbar die Meinungsbildung innerhalb des DGB in zwei 
Mannschaften mit einem Pro und Contra.11 

4. Ausschuss für Arbeit und Soziales - Deutsscher Bundestag12  

Kontroverse Meinungen sind in der öffentlichen Anhörung von Sachverständigen im Ausschuss für 
Arbeit und Soziales erörtert worden. An der Anhörung haben Verbände, Institutionen und 
Einzelsachverständige teilgenommen. Einzelsachverständige waren G. Thüsing, F.J. Düwell, H.-J. 
Papier, B. Waas, W. Däubler und G. Baum 

5. Tarifforum 2015 

Repräsentanten aus Verbänden, (Arbeitgeber und Gewerkschaften), Unternehmen, Wissenschaft und 
Justiz haben auf dem Tarifforum 2015 in München in einer Disputation die Grundlagen des 
Tarifautonomiestärkungsgesetzes und des Tarifeinheitsgesetzes sowie die Auswirkungen erörtert.13 

6. Meinungen in der Rechtsliteratur 

In der Rechtsliteratur überwiegen die Stimmen der Kritiker. 

a) Das Tarifeinheitsgesetz befürworten insbesondere Papier/Krönke, 14  Scholz 15  und 
Scholz/Lingemann/Rutloff16 sowie Giesen.17  

b) Eine mehr vermittelnde Stellung bezieht Hufen.18 Er hält zwar die Wiederherstellung der Tarifeinheit 
zum Zweck einer funktionierenden Tarifautonomie für unerlässlich und stimmt dem TEG grundsätzlich 
zu, sieht aber auch noch verfassungsrechtliche Risiken und an einigen Punkten deutlichen 
Nachbesserungsbedarf.  

c) Hromadka19 hält den Grundsatz der Tarifeinheit für verfassungsgemäß. Jedoch sei es notwendig, 
nicht auf den Betrieb, sondern auf den Tarifbezirk abzustellen. Außerdem müssten die Interessen der 
Minderheiten stärker berücksichtigt werden. Der Schutz der Minderheitsinteressen könne unmittelbar 
durch eine zwingende Zusammenarbeit der Gewerkschaften mit Einbeziehung des Arbeitgebers 
möglich sein. Die Minderheitsgewerkschaft müsse das Recht haben, ihre Forderungen dem 
Arbeitgeber vorzutragen, wobei gleichzeitig der Arbeitgeber verpflichtet sein müsse, diese 
Forderungen im Rahmen der Tarifverhandlung mit der Mehrheitsgewerkschaft einzubringen. Komme 
er der Pflicht nicht nach, habe die übergangene Gewerkschaft ein Streikrecht. Hromadka hat hierzu 
einen ausformulierten Vorschlag zur Gestaltung eines  

§ 4 a TVG vorgelegt.20 Der Inhalt des TEG hat gewisse Züge der Übereinstimmung mit dem Vorschlag 
von Hromadka.  

Sehr bemerkenswert der Vorschlag von Hromadka, das Gesetz könne zur Abmilderung der negativen 
Folgen für die Minderheitsgewerkschaft wie im angloamerikanischen Modell bestimmen, dass zur 
Feststellung der Mehrheitsgewerkschaft nicht auf den Betrieb, sondern auf den Tarifbezirk 21 
abzustellen ist. Zu denken sei etwa an folgende Formulierung:  

"Eine Minderheitsgewerkschaft kann den Arbeitgeber zu Tarifverhandlungen auffordern, wenn die 
Mehrzahl der Arbeitnehmer eines Tarifbezirks sie in einer geheimen Abstimmung dazu ermächtigt. Eine 
solche Gewerkschaft kann eine Abstimmung verlangen, wenn sie nachweist, dass ihr mindestens x % 
der Arbeitnehmer des Tarifbezirks angehören, wenn anzunehmen ist, dass die Mehrzahl der 
Arbeitnehmer in diesem Tarifbezirk mit Verhandlungen durch sie einverstanden ist." Hromadka hätte 
beispielweise die Quote von 5 % nennen können, weil diese ohnehin – beispielsweise bei 
Bundestagswahlen – dem Demokratieverständnis über die Berücksichtigung von Minderheiten 
entspricht.  

	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  
10 Konzen/Schliemann, in: RdA 2015, 2 Fn. 11 mit Hinweis auf die DGB-Stellungnahmen v. 18.11.2014; BRA v. 18.11.2014; 
DAV v. Nov. 2014. 
11 Lehmann, NZA, 2015, Heft 11, Editorial.  
12 Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Arbeit und Soziales v. 20.5.2015 DB-Drs. 18/4966. 
13 NZA, 2015, Heft 7, S. XI bis VII. 
14 Papier/Kröhnke, ZfA 2011, 807, 827 ff. 
15 Scholz, ZfA 2010, 681, 697. 
16 Scholz/Lingemann/Rutloff, Rechtsgutachten im Auftrag der Bundesvereinigung Deutscher Arbeitgeberverbände BDA, NZA-
Beilage 2015, S. 3. 
17 Giesen, ZfA 2011, 1, 13 ff.; ders. auf dem Tarifforum 2015, NZA 2015, Heft 7, S. XIII. 
18Hufen, Tarifforum 2015, NZA 2015, Heft 7, S. XIV. 
19 Hromadka, NZA 2014, 106. 
20 Hromadka, NZA 2014, 1109, 1110. 
21 Hromadka, NZA 2014, 1109 ff, 1110. 



d) Franzen22 nimmt die Position ein, dass die Verwirklichung der Tarifeinheit einen gleichzeitigen 
Systemwechsel erfordert. Dieser sei verfassungsrechtlich möglich, da die Koalitionsfreiheit ein 
normgeprägtes Grundrecht sei, welches sowohl mitgliedschaftlich als auch funktionell ausgefüllt 
werden könne. Jedoch sei die Normierung eines Tarifeinheitsgesetzes im geltenden System schwer 
realisierbar. Er halte es für fraglich, ob jede Tarifpluralität auflösungsbedürftig ist. Zwar begründe die 
Segmentierung der Belegschaft in verhandlungsstarke und verhandlungsschwache Gruppen ein 
Bedürfnis nach Tarifeinheit zur Konfliktvermeidung. Jedoch sei der Grundsatz der Tarifeinheit im 
deutschen System ein Fremdkörper. Die Grundentscheidung des Tarifsystems sei die Anknüpfung der 
Tarifwirkungen an die Mitgliedschaft zur jeweiligen tariffähigen Koalition. . Die Hoffnungen und 
Erwartungen, die an die Wirkungen des TEG geknüpft werden, legitimierten den Gesetzesbedarf 
allein noch nicht. Generell werde die Tarifautonomie auf dem vom TEG eingeschlagenen Weg nicht 
gestärkt, sondern eher geschwächt, soweit nicht einzelne Koalitionen privilegiert sind.23 Im Übrigen sei 
der vom Gesetz in Bezug genommene Betriebsbegriff misslungen und öffne sich dem Missbrauch. 
Das TEG sei insgesamt nachbesserungsbedürftig, insbesondere in der nicht oder zu wenig 
beachteten verfassungsrechtlichen Hinsicht. 

e) Di Fabio 24 hält den Befürwortern des TEG (damals noch Entwurf) entgegen, dass die gesetzliche 
Einschränkung der Tarifpluralität keine bloße Ausgestaltung des Grundrechtes, sondern einen Eingriff 
in den Schutzbereich des Art. 9 Abs.3 GG darstellt. Richardi25 ergänzt: Das gilt jedenfalls dann, soweit 
sich die Tarifautonomie als „kollektiv ausgeübte Privatautonomie“ darstellt. 

f) Bepler, unter dessen Vorsitz der 4. Senat des BAG 26das Prinzip der Tarifeinheit nicht als einen 
tarifrechtlich geltenden Rechtsgrundsatz anerkannt hat, verdeutlicht in seinem Gutachten für den 
Deutschen Juristentag 27  kritisch im Hinblick auf das Tarifautonomiestärkungsgesetz und die 
Diskussion über eine gesetzlich herbeigeführte Tarifeinheit der Weg wegführt vom bisherigen 
Erfolgsmodell der Tarifautonomie und hinführt zu ihrer staatlichen Bürokratisierung.28 Bepler lehnt 
gesetzgeberische Reaktionen auf entstandene Tarifpluralitäten auf absehbare Zeit grundsätzlich ab. 
Die Umsetzung des BDA/DGB Vorschlages aus dem Jahr 2010, der (zeitlich nach der Erstellung des 
Bepler-Gutachtens) Eingang in das Gesetz gefunden hat, lehnt Bepler in der Vorschau als 
verfassungswidrig ab. 
g) Reichold29 pflichtet Bepler bei und bewertet: „Der Gutachter Bepler hegt nicht nur unüberwindbare 
verfassungsrechtliche Bedenken gegen den (inzwischen Gesetz gewordenen ) Plan der Sozialpartner, 
lästige Berufs- und Minderheitsgewerkschaften durch ein Tarifeinheitsgesetz aus dem Spiel zu 
nehmen, sondern er sieht dadurch auch das Ziel einer mitgliedschaftlichen Stärkung der 
Gewerkschaften gefährdet. 
h) Bedenken, wie diese Bayreuther 30  wiederholt dargelegt hat, runden das negative Bild einer 
Tarifeinheits-Gesetzgebung ab. 

i) Zur verfassungsgemäßen Voraussetzung der Erforderlichkeit stellt Schliemann die rhetorische 
Frage, weshalb denn diese  dramatische Aufregung zur Schaffung eines Tarifeinheitsgesetzes schon 
beim leisesten Windhauch31entstehen müsse.  
j) Konzen und Schliemann32 haben zunächst die Vielfalt der Meinungen aufgearbeitet und ihre eigene, 
erhebliche Kritik zu den einzelnen Punkten des Inhaltes des (damals im Entwurf befindlichen) TEG in 
einer Art „Philippika“ eingebracht. Sie haben angesichts der festgestellten Defizite dem Gesetzgeber 
die Bereitschaft gewünscht, nötige Regeln zum Arbeitskampf in der Daseinsvorsorge aufzustellen und 
unnötige Beschränkungen der normativen Geltung von Tarifverträgen durch eine betriebliche 
Tarifeinheit zu unterlassen. 
k) Schlachter33 kommt zu den Ergebnissen, dass eine gesetzlich erzwungene Tarifeinheit durch 
Vorgabe eines „betriebsbezogenen Mehrheitsprinzips“ einen schwerwiegenden Eingriff in das 
	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  
22 Franzen, "Gesetz über die Tarifeinheit- Fragen und Antworten zur Umsetzung" in NZA aktuell,Heft 7/2015 S.XII (Tarifforum 
2015)  
23 So die starken Gewerkschaften unter dem Dach des DGB. 
24 Di Fabio, gesetzlich auferlegte Tarifeinheit als Verfassungsproblem, Rechtsgutachten im Auftrag des Marburger Bundes 
2014, S. 40. 
25 Richardi, NZA 2014, 1233. 
26 Viele Autoren nennen das Ergebnis der Entscheidung die "Aufgabe des Prinzips der Tarifeinheit", was andere verwundert, 
weil es dieses Prinzip tarifrechtlich nie gegeben hat, obgleich es in der Tarifpraxis als selbstverständlich so gehandhabt worden 
ist. Zur Entwicklungsgeschichte vgl. Konzen/Schliemann, RdA 2015, 2–4.  
27 Reichold, NJW 2014, 2534 ff., berichtet über die von ihm zusammengefassten Inhalte des Bepler-Gutachtens mit hoher 
Wertschätzung der wegweisenden Worte von Bepler. 
28 Dies insbesondere durch das Tarifautonomiestärkungsgesetz und oben aufgesetzt das Tarifeinheitsgesetz. 
29 Reichold, NJW 2014, 2534 ff. 
30 Bayreuther, NZA 2013, 1395; ferner auch Reichold, öAT 2010, 219. 
31	
  Schliemann,	
  NZA	
  2015,	
  Heft	
  7,	
  S.	
  XI–XVI.	
  	
  
32 Konzen/Schliemann, RdA 2015, 1-64, 16.  
33 Frau Professor Schlachter, Trier, richtet den Schwerpunkt ihres Gutachtens auf die Vereinbarkeit des Tarifeinheitsgesetzes 
mit internationalem Recht (AEMRK, ILO_ÜbereinkommenNr. 87 und 98 ), abrufbar unter 



Betätigungsrecht spezialisierter Vereinigungen darstellt. Das Betätigungsrecht von speziellen 
Verbänden werde im Arbeitsvölkerrecht sowohl von den ILO-Übereinkommen Nr. 87 und 98 wie von 
Art.1 EMRK geschützt. Die Intensität der Einschränkung der Betätigungsfreiheit gehe über das hinaus, 
was zur Erreichung des Ziels der Regelung zur Tarifeinheit angemessen ist. Dem 
Verhältnismäßigkeitsgebot werde nicht entsprochen. 
l) Ein Bundestagsgutachten,34 erstellt durch den Wissenschaftlichen Dienst, kommt zu dem Ergebnis, 
der Inhalt des TEG verletze die kollektive Koalitionsfreiheit. Eingriffe in die Grundrechte seien zwar 
rechtlich möglich, aber nur dann, wenn diese gerechtfertigt sind. Das Ziel des Gesetzes, die 
Funktionsfähigkeit der Tarifautonomie zu sichern, reiche dafür nicht aus. Auch andere gegebene 
Gesetzesbegründungen seien nicht ausreichend für einen Eingriff in die Koalitionsfreiheit – etwa das 
Argument einer Zunahme von Arbeitskämpfen in jüngster Zeit oder das Ziel der Stärkung des 
Betriebsfriedens 

Fazit:  

Die Mehrheit der Autoren in der Rechtsliteratur übt deutliche Kritik am Inhalt des TEG, teils aus 
verfassungsrechtlicher Sicht, mangels Erforderlichkeit oder auch wegen überzogenen Eingriffs in die 
Tarifautonomie und wegen des Mangels an Normenklarheit. 

Im Übrigen warnt die Mehrheit der Kritiker davor, dass statt angestrebter neuer Ordnung effektiv eine 
neue Unordnung entsteht.  

Es war bisher der Charme der Tarifautonomie des Art.9 Abs.3 GG, dass der Staat zwar die von ihm 
für erforderlich gehaltenen arbeitsrechtlichen und schutzgesetzlichen Rahmenbedingungen setzt, 
beispielsweise über die Grenzen der Arbeitszeit, sich aber ansonsten so weit wie möglich aus der 
Gestaltung der Arbeitsbedingungen wegen des grundrechtlichen Vorrangs der Koalitionen heraushält.  

Selbst wenn man von der Einschätzungsprägorative des Gesetzgebers hinsichtlich der Erforderlichkeit 
ausgeht, oder wie die BDA den Inhalt des § 4 a TVG nur als eine Ausgestaltung des Grundrechtes 
aus Art. 9 Abs. 3 GG ansieht, so bleibt die vom Bundesverfassungsgericht zu beurteilende Frage, ob 
die Eingriffe dem auch vom Gesetzgeber zu beachtenden Grundsatz der Verhältnismäßigkeit der 
Mittel und der Normenklarheit entsprechen.  

XI. Ausblick auf die zukünftige Tarifpolitik 

Die Tariflandschaft befindet sich in einem dauerhaften Wandel und Anpassungsprozess. Die 
Tarifparteien sind dazu aufgerufen, die Zukunft der Arbeit in Deutschland35 durch Anpassung der 
tariflichen Arbeitsbedingungen progressiv zu begleiten und den Staub von den Tarifnormen 
herkömmlicher Art wegzuwischen.  

	
  

	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  
www.vaa.deIinteressenvertretung/tarifpolitik (Abruf: ▀Datum). Frau Schlachter hat das Gutachten im Januar 2015 im Auftrag 
des VAA-Führungskräfte Chemie (Hauptgeschäftsführer G. Kronisch) erstellt. Der VAA ist Mitglied im Deutschen 
Führungskräfteverband ULA und im Europäischen Führungskräfteverband FECCIA.  
34 Vgl. becklink 1037448. 
35 Meik, Zur Geschichte und Zukunft der Arbeit in Deutschland, Carl Friedrich von Weizsäcker-Stiftung, Bereich Zukunft der 
Arbeit, 2014, abrufbar unter www.cfvw.org. 


